
«Würde nicht sagen, dass die Gemeinderäte zu gross sind» 
Politologe Frommelt bedauert die geringe Anzahl an Gemeinderatskandidaten in Planken auch, «problematisch» sei der Fall aber nicht. 

«Damit wird die Wahl zu einer 
Farce», «alles andere als erfreu-
lich für die politische Kultur» 
und «eine Demokratie lebt da-
von, dass eine echte Wahl statt-
findet»: Die Reaktionen der Par-
teien fielen drastisch aus. Aber 
die Situation in Planken ist auch 
sehr ungewöhnlich: Bei den Ge-
meinderatswahlen am 5. März 
treten in der kleinsten Gemein -
de des Landes gleich viele Ge-
meinderatskandidaten an, wie 
es Sitze im Gemeinderat hat: 
Auf sechs Sitze kommen sechs 
Kandidaten. Damit ist bereits 
vor den Wahlen klar, wie der 
neue Plankner Gemeinderat 
aussehen wird. 

Auch Christian Frommelt, 
Politologe beim Liechtenstein-
Institut, findet, dass die feh len -
de Auswahl «aus demokratie -
politischer Sicht sicherlich zu be-
dauern ist». Mehr aber auch 
nicht. So würde der Politologe 
etwa «den Begriff ‹problema-
tisch› dafür nicht benutzen».  

Gutes Ergebnis könnte VU 
für nächstes Mal motivieren 
Frommelt betont: «Auch wenn 
keine echte Auswahl besteht, ist 
es immer noch eine Wahl, da 
man bei einer Gemeindewahl ja 
auch panaschieren und strei-
chen kann.» Und im Fall von 
Planken könne beispielsweise 
ein gutes Ergebnis der VU die 
Partei dazu motivieren, beim 

nächsten Mal mehr als nur zwei 
Kandidaten aufzustellen. Des  
Weiteren sei nicht zu vergessen, 
dass in Planken das Rennen um 
das Vorsteheramt mit zwei Kan-
didaten immer noch offen ist. 

«Entwicklung nicht zu  
sehr dramatisieren» 
Dennoch ist der Tenor aus den 
Parteien eindeutig: Es wird im-
mer schwieriger, jemanden für 
ein politisches Mandat zu be-
geistern. Und die Zahlen geben 
ihnen Recht: 157 Kandidierende 
treten dieses Mal an – seit 1975 
wurde nie eine kleinere Kandi-
datenzahl registriert.  

Aber auch hier hält der Poli-
tologe fest: «Es ist sicherlich 
schade, aber ich möchte die 
Ent wicklung nicht zu sehr dra-
matisieren.» Man könne auch 
das Positive sehen: «Erneut 
stellen sich 157 Personen zur 
Wahl in den Gemeinderat. Das 
ist immerhin eine ordentliche 
Zahl für ein kleines Land.» Und  
mit der jungen Liste treten die-
ses Mal wiederum fünf Parteien 
zur Wahl an, was ebenfalls er-
freulich sei. 

Was, wenn weniger  
Kandidaten als Sitze? 
Aber was würde denn passie-
ren, wenn in einer Gemeinde 
ein mal weniger Kandidaten an-
treten sollten, als es überhaupt  
Sitze zu verteilen gibt? Nach 

Frommelts Einschätzung ist ein 
solcher Fall gesetzlich nicht ge-
regelt.  

Aus seiner Sicht gäbe es nur 
die Möglichkeit, «die Wahl zu 
verschieben, um den Parteien 
mehr Zeit zur Suche nach Kan-
didierenden zu geben oder  
generell einen öffentlichen Auf-
ruf zu starten.» Mit einer Ver-

schiebung könne auch Zeit ge-
wonnen werden, damit der 
Landtag als Gesetzgeber ent-
sprechende Anpassungen im 
Gemeindegesetz regeln könnte. 
Sprich: Eine Verkleinerung des 
Gemeinderats.  

Damit es aber nie so weit 
komme, sei es wichtig, dass sich 
die etablierten Parteien laufend 

untereinander über die Kandi-
datensuche austauschen. 

Kleinere Gemeinderäte 
gehen zulasten der Vielfalt 
Um dem Rückgang der Kandi-
daten zu begegnen, brachte 
FBP-Präsident Rainer Gopp  
bereits die Idee ins Spiel, die 
Gemeinderäte zu verkleinern. 

From melt hat aber Zweifel, dass 
kleinere Gremien das Problem 
lösen. Theoretisch sei gar der 
gegenteilige Effekt denkbar: 
«Ein kleiner Gemeinderat ver-
ringert die Chancen von kleinen 
Parteien, den Einzug in den Ge-
meinderat zu schaffen», hält 
Frommelt fest. Demnach geht 
eine Reduktion der Gemeinde-
ratssitze stets «zulasten der 
Vielfalt und Repräsentation».  

Im Vergleich mit den Ge-
meindeexkutiven in der Schweiz 
fällt aber doch auf, dass sich 
Liechtenstein mehr Mandate 
leistet: Während im Nachbar-
land rund 57 Prozent der Ge-
meindeexkutiven nur fünf Mit-
glieder zählen, reicht in Liech-
tenstein die Spannweite von 
sechs bis zwölf Gemeinderats-
sitzen. Frommelt ergänzt aber, 
dass sich die Schweiz und 
Liechtenstein nicht eins zu eins 
vergleichen lassen: «So gibt es 
in fast allen Schweizer Gemein-
den neben der Gemeindeexe-
kutive noch ein Parlament oder 
eine Gemeindeversammlung.»  

Ferner sei zu berücksichti-
gen, dass es in der Schweiz mit 
den Kantonen noch eine Ebene 
zwischen Gemeinden und Land 
gibt, die in Liechtenstein nicht 
existiert. «Ich würde deshalb 
nicht sagen, dass die Gemein-
deräte in Liechtenstein zu gross 
sind», schliesst der Politikwis-
senschaftler. (equ)

Christian Frommelt hält fest: «Erneut stellen sich 157 Personen zur Wahl in den Gemeinderat. Das ist  
immerhin eine ordentliche Zahl für ein kleines Land.» Bild: Tatjana  Schnalzger (22.7.2020)

LKW: Rehak fordert eine Untersuchung,  
die die Regierung bereits eingeleitet hat 
Die Untersuchungforderung solle «ein Signal an die Regierung sein, dass sie aufs Tempo drücken muss», so der DpL-Abgeordnete. 

Elias Quaderer 
 
Auf die Weihnachtsstille folgt 
die Januar-Kakophonie: Wäh-
rend vor einem Monat zur LKW-
Millionenzahlung noch beharr-
lich geschwiegen wurde, haben 
sich mittlerweile alle Seiten zu 
Wort gemeldet – die Liechten-
steinischen Kraftwerke, die  
Regierung und Vertreter der 
vier Landtagsparteien. Mittler-
weile ist allgemein bekannt, 
dass die LKW in einem Ver-
gleich eine Gesamtsumme von 
6,7 Millionen Franken an diver-
se Grosskunden zahlten, um ei-
ner Klage zu entgehen. Damit 
würde man meinen, ist die Ge-
schichte erzählt. Doch jeden Tag 
tauchen neue Details, State-
ments und Forderungen im Zu-
sammenhang mit der Millio-
nenzahlung auf. Und die jüng ste 
Erklärung der zuständigen  
Wirt schaftsministerin Sabine 
Monauni scheint geradezu im 
Widerspruch zu Äusserungen 
von Landtagsabgeordneten in 
den vergangen Tagen zu stehen. 

Ministerium hat Landtag 
über Prüfung informiert  
Konkret erklärte Monauni am 
Donnerstag gegenüber dem  
«Volksblatt», dass die Regie-
rung im November «eine unab-
hängige Sonderprüfung rund 
um den ausserordentlichen Ge-

schäftsvorgang der LKW be-
schlossen» habe. Das Ergebnis 
der Prüfung solle bis Ende März 
vorliegen. Noch im Dezember 
gab Monaunis Ministerium da-
gegen zu verstehen, dass die 
Millionenzahlung in erster Linie 
Sache der LKW ist. Man sei 
zwar «über alle relevanten 
LKW-Belange laufend infor-
miert , so auch über den ange-

sprochenen Sachverhalt». Aber 
«die Kom munika tion nach aus-
sen ist die Aufgabe der LKW», 
hiess es damals von Generalse-
kretär Markus Biedermann.  

Auf Anfrage beim Ministeri-
um, wie dieser Sinneswandel zu 
erklären ist, kommt von Bieder-
mann aber nur erneut die Erklä-
rung, dass es in der Verantwor-
tung der LKW liege, über «aus-

serordentliche Vorkommnisse 
ihres Unternehmens zu infor-
mieren».  

Wie auch immer: Dass Mi-
nisterin Monauni nun öffentlich 
über die Sonderprüfung spricht, 
dürfte mit einer Forderung aus 
dem Landtag zusammenhän-
gen: Letzten Samstag verlangte 
der DpL-Abgeordnete Thomas 
Rehak, dass die Regierung eine 

Untersuchung einleiten müsse, 
um die Vorgänge rund um die 
Vergleichszahlung «lückenlos» 
aufzuklären. Dieser Forderung 
schlossen sich die Fraktions-
sprecher der VU, FBP und FL an. 
Nur: Gemäss Biedermann hat 
das Ministerium den Landtag 
umgehend informiert, als die 
Sonderprüfung im November 
eingeleitet wurde. Aber wenn 
der Landtag bereits von der Prü-
fung wusste, warum kommt 
nun die Forderung, die Regie-
rung müsse die Angelegenheit 
untersuchen?  

«Das ist ein absolutes  
Kommunikationsdebakel» 
«Die Forderung soll ein Signal 
an die Regierung sein, dass sie 
aufs Tempo drücken muss»,  
erklärt der DpL-Abgeordnete 
Thomas Rehak auf Anfrage. 
Dass es noch bis Ende März 
dauern soll, bis die Sonderprü-
fung abgeschlossen ist, ist für 
Rehak ein Skandal. «Die Unter-
suchung müsste schon lange 
fertig sein», ist er überzeugt.  

Zudem stösst er sich daran, 
dass in puncto Kommunikation 
angeblich zweierlei Mass bei 
Regierung und Landtag ange-
wandt werde. «Monauni darf 
einfach über Themen aus der 
nichtöffentlichen Sitzung plau-
dern, während der Landtag un-
ter Generalverdacht gestellt 

wird, sollte einmal eine Infor-
mation nach aussen dringen.» 
Diese ganze Angelegenheit «ist 
ein absolutes Kommunikations-
debakel», schliesst der DpL-Ab-
geordnete. Bei dieser Anmer-
kung hat Rehak wohl die nicht-
öffentliche Sitzung während der 
Dezember-Session im Sinn. Es 
ist bekannt, dass damals die 
Millionenzahlung Thema war.  

«Regierung informiert  
zu gegebener Zeit» 
Auch wenn man Rehaks Ein-
schätzung zum «Kommunika -
tionsdebakel» nicht zustimmen 
möchte, scheint sich zumindest 
zu offenbaren: Alle Seiten hätten 
sich einiges an Ärger erspart, 
wenn die Vergleichszahlung in 
der öffentlichen Landtagssit-
zung behandelt worden wäre.  

Damit bleibt noch die Fra -
ge: Wird die Öffentlichkeit über 
die Ergebnisse der Sonderprü-
fung informiert? «Über Er-
kenntnisse und allfällige weite-
re Schritte wird die Regierung 
im Rahmen ihrer Informations-
pflicht zu gegebener Zeit infor-
mieren, erklärt Generalsekretär 
Biedermann. Das Gesetz sehe 
aber grundsätzlich keine Veröf-
fentlichung von Auditberichten 
der Regierung vor. Die Ge-
schäftsprüfungskommission des 
Landtags werde aber über das 
Ergebnis informiert. 
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